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					Über dieses Buch
				

			
			 
			
					Europas Sicherheit steht auf dem Spiel. Russland tritt offen revisionistisch auf, sucht den antiwestlichen Schulterschluss mit China – und es ist mehr als unsicher, ob die Schutzmacht USA ihren Bündnisverpflichtungen im Fall eines Angriffs auf NATO-Gebiet nachkommen würde. Allein aber könnte sich Europa aktuell kaum effektiv verteidigen.

					Jana Puglierin veranschaulicht mithilfe von Beispielen für konventionelle, hybride und atomare Bedrohungen, was jetzt geschehen muss, damit die Länder Europas ihre Bürger schützen können. Welche Fähigkeiten, welche Technologien, welche Armeen werden benötigt? Braucht Deutschland, dem dabei eine zentrale Rolle zufällt, eigene Atomwaffen, oder könnte ein europäischer Nuklearschirm Abschreckung garantieren? Wie lässt sich die zivile Verteidigung stärken, wenn Angriffe längst auch aus dem Cyberraum, durch Desinformation oder Sabotage von kritischer Infrastruktur erfolgen?

					Die Bedrohungslage ist, wie Puglierin vor Augen führt, kritisch wie nie. Ihr Buch zeigt, dass nur eine gemeinsame, entschieden europäische Verteidigungspolitik die Antwort darauf sein kann – und dass es bei alldem in erster Linie darum geht, den Worst Case zu verhindern und die kollektive Sicherheit zu garantieren.
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					Für Zofia Anna Dominowska und Eduard Kaluzny

				

					Prolog: Berlin, Spätsommer 2029

				Früher Morgen, das Kanzleramt liegt noch im Dämmerlicht. Im Büro des Kanzlers im siebten Stock sitzen nur eine Handvoll Personen – der außenpolitische Berater des Kanzlers, sein Büroleiter, der Chef des Bundesnachrichtendienstes, der Generalinspekteur der Bundeswehr, der Verteidigungsminister, der Außenminister sowie der Kanzler selbst. Auf dem Tisch eine Karte der NATO-Ostflanke, vom hohen Norden bis zum Schwarzen Meer, mit Markierungen in Rot und Blau versehen, dazu Ausdrucke nachrichtendienstlicher Lagebilder.
Seit der Bundestagswahl im März regiert die schwarz-rote Koalition nur noch geschäftsführend. Die AfD ist mit 29,6 Prozent stärkste Kraft geworden. Alle Versuche, eine Regierung zu bilden, sind bislang gescheitert. Immer wieder wird eine Minderheitsregierung ins Spiel gebracht, während die Parteien sich gegenseitig blockieren.
Diese Krise hätte kaum in einem ungünstigeren Moment kommen können, denkt der Außenminister: Deutschland gelähmt, Frankreich unter Präsident Jordan Bardella, dem Schützling Marine Le Pens, seit 2027 nicht mehr Teil der integrierten Kommandostruktur der NATO. Der Präsident bezog sich auf den großen Charles de Gaulle, der diesen Schritt 1966 schon einmal vollzogen habe. Wer in dieser Lage jetzt Führung in Europa übernehmen soll, ist dem Außenminister schleierhaft.
Der Chef des Bundesnachrichtendiensts spricht mit gedämpfter Stimme: «Wir beobachten seit Tagen ungewöhnliche Truppenbewegungen. Russland hat im Rahmen der Vorbereitungen für das Großmanöver SAPAD 2029 deutlich mehr Kräfte nach Belarus und in die westlichen Militärbezirke verlegt als angekündigt. Die belarussische Armee ist diesmal in großem Umfang integriert, und Teile des Armeekorps in Kaliningrad wurden in erhöhte Einsatzbereitschaft versetzt, darunter Einheiten mit Iskander-Raketen, die auch Berlin erreichen können. Seit zwei Wochen registrieren wir zudem vermehrt russische Versorgungsschiffe, die von St. Petersburg über die Ostsee und das Frische Haff nach Kaliningrad fahren. Auch die Truppen östlich von Estland und Lettland haben ihre Übungstätigkeiten spürbar verstärkt. Unsere Analysten halten es für möglich, dass das Manöver in Wirklichkeit nur ein Deckmantel für einen operativen Aufmarsch ist, wie wir das 2021 vor der Invasion der Ukraine erlebt haben.»
Zugleich zeigen die Unterlagen Szenarien für Vorstöße auf den Suwalki-Korridor, den Nordosten Estlands und Richtung Lettland, südlich des Peipussees.
Der Kanzler presst die Lippen zu einem schmalen Strich zusammen. «Wie hoch ist die Wahrscheinlichkeit?», fragt er.
Der Generalinspekteur zögert. «Wir sprechen nicht von 100 Prozent. Aber die Indikatoren sind stark. Ein großräumiger Angriff aus der Übung SAPAD heraus wäre denkbar – ein schneller, gleichzeitiger Stoß an verschiedenen Stellen, um ein Fait accompli im Baltikum zu schaffen. Schwer vorstellbar, dass Russland das Risiko eines Krieges mit der NATO tatsächlich eingeht – aber nicht ausgeschlossen.» Er macht eine kurze Pause. 
«Ein weiteres Indiz ist das hohe Aufkommen hybrider Angriffe in diesem Sommer. Cyberattacken auf Bahn- und Energienetze, Störungen der Satellitenkommunikation, immer wieder Drohnensichtungen über Militär- und Industrieanlagen, Verletzungen des NATO-Luftraums durch Kampfjets. Wir haben uns in den letzten Jahren ja fast daran gewöhnt, aber das hat eine neue Qualität.»
Seit dem Waffenstillstand in der Ukraine sind drei Jahre vergangen. Moskau hat sich den Donbass und weite Teile des Südostens der Ukraine gesichert – genug, um den Krieg als Sieg zu verkaufen. Im Kreml gilt das nicht nur als territorialer Erfolg, sondern auch als Beweis, dass Europa die neue Realität akzeptiert. Unter russischem Druck haben die Europäer auf westliche Truppenstationierungen verzichtet, Kyjiw musste Beschränkungen seiner Truppenstärke und für Präzisionswaffensysteme mit großer Reichweite hinnehmen. Das Ziel einer NATO-Mitgliedschaft wurde aus der Verfassung gestrichen. Seitdem hält sich Moskau weitgehend an die Bestimmungen des Waffenstillstands, auch wenn Versuche der politischen Einflussnahme auf Kyjiw beinahe wöchentlich zugenommen haben. Erst gestern, erinnert sich der Außenminister, ist er wieder über einen Mordanschlag auf eine beliebte proeuropäische Parlamentarierin informiert worden.
Nach einem Moment des Schweigens fährt der Generalinspekteur fort: «Das wäre genau das, was wir immer befürchtet haben. Nach dem Waffenstillstand in der Ukraine hat Russland die Zeit gut genutzt, um den Großteil seiner Verbände von dort abzuziehen und an die Grenzen zu Finnland, den baltischen Staaten und Polen zu verlegen, wo der Kreml zahlreiche Standorte ausgebaut und die Truppen signifikant verstärkt hat.» Seine Hand schweift über die Landkarte. «Teile dieser Streitkräfte wurden auch nach Kaliningrad und Belarus verlegt.»
Der BND-Chef nickt. «Polen und die baltischen Staaten haben die Einsatzbereitschaft ihrer Streitkräfte und auch die Aufklärung entlang der Grenzen zu Russland und Belarus erhöht. Aber von amerikanischer Seite ist kurzfristig kaum mit nennenswerter Unterstützung zu rechnen. Die USA haben ihre Truppen aus Rumänien und den baltischen Staaten inzwischen fast vollständig abgezogen und in Polen deutlich reduziert – die beiden Aegis-Ashore-Einrichtungen zur Raketenabwehr werden noch mit Rumpfmannschaften betrieben. Sie sollen demnächst von der NATO übernommen und mit europäischem Personal fortgeführt werden. Sie werden sich erinnern: Präsident Vance hat auf dem jüngsten NATO-Gipfel deutlich gemacht, dass amerikanische Soldaten nicht in europäische Kriege ziehen sollten, die Europa selbst verhindern könnte. Unsere Botschaft in Washington bestätigt, dass dies weiterhin gilt.»
Der Kanzler schließt die Augen und atmet tief ein.
Der Generalinspekteur erinnert an die militärischen Vorkehrungen, die in den vergangenen Tagen getroffen wurden: Die deutsche Panzerbrigade 45 in Litauen hat ihre Kräfte in den Suwalki-Korridor verlegt, um die einzige Landverbindung zwischen den baltischen Staaten und dem restlichen NATO-Territorium zu sichern. Auch die multinationalen NATO-Battlegroups in Lettland und Estland haben ihre Einsatzbereitschaft erhöht und patrouillieren gemeinsam mit den nationalen Verteidigungskräften in den Grenzregionen zu Russland. Die 10. Panzerdivision der Bundeswehr verlegt gerade nach Polen zu einer Gefechtsübung mit polnischen Einheiten. Sie hat in den vergangenen Jahren mehrfach den Aufmarsch nach Litauen und die Verstärkung der NATO-Verteidigung dort geübt. «Wir sind bereit», sagt er. «Wenn es ernst wird, stehen 5000 deutsche Soldaten und Soldatinnen direkt im Brennpunkt.»
«Wir dürfen nicht denselben Fehler machen wie 2021», wirft der Verteidigungsminister ein. «Damals hielten wir Warnungen vor einer russischen Invasion für überzogen – und wenige Monate später rollten Putins Panzer in die Ukraine. Die baltischen Partner warnen seit Wochen. Finnen und Schweden übrigens auch. In der Diskussion des Nordatlantikrats gestern wurde das erneut sehr deutlich. Das Schweigen des US-Botschafters war allerdings entlarvend.»
Der außenpolitische Berater des Kanzlers widerspricht: «Ich glaube nicht, dass die Lage vergleichbar ist. Für Putin war die Ukraine von existenzieller Bedeutung, Teil seines imperialen Anspruchs. Das Baltikum ist immer noch NATO-Territorium. Ein Angriff dort brächte das Risiko mit sich, einen Krieg mit dem gesamten Bündnis führen zu müssen. Das Kosten-Nutzen-Verhältnis ist ein völlig anderes.»
Der Außenminister seufzt innerlich. Wie wirksam ist die NATO-Abschreckung wohl noch? Seit Beginn des amerikanischen Truppenabzugs unter Trump haben die Europäer es nicht geschafft, alle entstandenen Lücken zu stopfen. Die Mängel bei Personal, Material und Einsatzbereitschaft sind noch immer massiv, die industriellen Kapazitäten nicht ausreichend. Nach dem Waffenstillstand in der Ukraine ist das Gefühl der Dringlichkeit jenseits der NATO-Ostflanke bald wieder verblasst. Andere Krisen haben die Agenda bestimmt – die stagnierende Wirtschaft, hohe Energiekosten, steigende Sozialausgaben, der Druck auf Renten- und Gesundheitssysteme.
Der BND-Chef räuspert sich: «In Moskau heißt es, die Nord- und Osteuropäer planen selbst einen Angriff im Baltikum. Im russischen Fernsehen werden seit Monaten Berichte über eine bevorstehende Blockade Kaliningrads gesendet. Erst gestern Abend hat Wladimir Solowjow in seiner Sendung wieder betont, dass Europas ‹Säbelrasseln› den Kreml zwingen könnte, den östlichen Ostseeraum als potenziellen Kriegsschauplatz zu betrachten. Dem russischen Narrativ zufolge sind die eigenen Aufrüstungen und Truppenverlegungen also nur defensive Maßnahmen.»
Er macht eine kurze Pause, lässt den Blick durch den Raum schweifen. Dann senkt er die Stimme: «Die werden diese Erzählung nutzen, um einen vermeintlich vorsorglichen militärischen Angriff als legitim darzustellen. Machen wir uns nichts vor: Auch hierzulande werden das viele kaufen.»
Es folgt ein langes Schweigen. Der Kanzler lehnt sich zurück. Sein Gesicht spiegelt die ganze Unsicherheit des Moments wider. Ist das alles tatsächlich nur eine Übung – oder wird nun Wirklichkeit, was die gesamte NATO seit Russlands Überfall auf die Ukraine unbedingt verhindern wollte?

					Einleitung: Eine neue sicherheitspolitische Realität

				Wie ein stahlgrauer Keil schiebt sich der moderne Neubau in das historische Gebäude des Militärhistorischen Museums in Dresden. Schon der erste Blick auf die Fassade lässt ahnen, dass es im Inneren nicht um Heldenmythen geht. Das Museum widmet sich dem zerstörerischen Wesen von Krieg und Gewalt in Deutschland und Europa, vom Spätmittelalter bis in die Gegenwart. Es thematisiert ihr grausames Antlitz und ihre verheerenden Folgen.
Einen Tag nach der Bundestagswahl im September 2021 sollte ich an diesem von Geschichte durchdrungenen Ort ein öffentliches Gespräch mit Christoph Heusgen moderieren, dem langjährigen außenpolitischen Berater von Angela Merkel. Unser Thema waren die aktuellen und zukünftigen außen- und sicherheitspolitischen Herausforderungen für die Bundesrepublik Deutschland.
In Vorbereitung auf den Abend hatte ich mir überlegt, wie ich das Gespräch eröffnen könnte. Ich wollte Heusgen fragen, ob er sich – umgeben von Exponaten, die sieben Jahrhunderte militärischer Gewalt dokumentieren – vorstellen könne, dass mitten in Europa erneut ein großer zwischenstaatlicher Krieg ausbricht. Dass wieder Panzer Grenzen überqueren und ein Land in revisionistischer Absicht seinen Nachbarn überfällt.
Doch als wir auf der Bühne saßen, mit Blick ins Publikum, erschien mir diese Frage plötzlich unangemessen. Die Vorstellung wirkte, auch auf mich, zu alarmistisch für diesen Moment. Über drei Jahrzehnte nach dem Fall der Mauer war Europa geprägt von «Friedensdividende», Partnerschaften und europäischer Integration. Ich sorgte mich, wie das Publikum – und Heusgen selbst – reagieren würden. Ob ein solcher Einstieg nicht eher Befremden auslösen und den falschen Ton für unser Gespräch setzen würde.
Statt nach künftigen Kriegen zu fragen, konzentrierte ich mich auf eine Leerstelle der Gegenwart. Ich fragte: Warum hatten Außen- und Sicherheitspolitik im Bundestagswahlkampf 2021 praktisch keine Rolle gespielt? Warum hatten die Kandidaten die Welt da draußen in den Debatten im Fernsehen und auf den Marktplätzen so auffällig ausgespart? Es war eine Frage, die viel über den außenpolitischen Zustand jener Zeit sagte, in der Deutschland sich immer noch einredete, mit der Welt nichts zu tun haben zu müssen.
Während wir am 27. September 2021 in Dresden zusammensaßen, liefen rund 1650 Kilometer weiter östlich in Moskau bereits die Vorbereitungen für den russischen Angriff auf die Ukraine. Fünf Monate später, am 24. Februar 2022, begann auf Befehl Wladimir Putins die sogenannte «militärische Spezialoperation». Russische Streitkräfte marschierten großräumig, gleichzeitig von Süden, Osten und Norden aus, in die Ukraine ein und griffen mit Raketen und Artillerie ukrainische Städte an, darunter auch Kyjiw. In der Ukraine rief Präsident Wolodymyr Selenskyj das Kriegsrecht aus. Was für die allermeisten eben noch undenkbar schien, war plötzlich Realität.
Mit der groß angelegten Invasion in die Ukraine weitete Russland den seit der Annexion der Krim 2014 verdeckt geführten Krieg im Donbass zu einem umfassenden Krieg gegen das gesamte Land aus. Die Folgen dieses Krieges sind längst zu einer konkreten Bedrohung für die Sicherheit in ganz Europa geworden. Aus Sicht des Kremls handelt es sich nicht um einen regional begrenzten Konflikt, sondern um eine strategische Auseinandersetzung mit dem «kollektiven Westen». Während ich Anfang Dezember 2025 die letzten Zeilen dieses Buches schreibe, diskutiert die Weltöffentlichkeit über einen «Friedensplan» der Trump-Regierung, der den russischen Interessen sehr weit entgegenkommt. Ob dieser Plan Erfolg hat, ist ungewiss. Doch selbst wenn es gelingen sollte, die Kampfhandlungen einzufrieren oder ein Abkommen zu erreichen, das den Krieg zumindest vorläufig beendet, bleiben die Europäer mit einem revisionistischen Russland konfrontiert – einem Staat, der Europa geopolitisch neu ordnen, die bestehende Sicherheitsarchitektur ersetzen und eine große russische Einflusszone errichten will.
In dem Bestreben, seine Herrschaft abzusichern, seine strategischen Ziele in Europa zu erreichen und seine Handlungsspielräume global zu erweitern, hat Putin im chinesischen Staatschef Xi Jinping einen mächtigen Verbündeten gefunden. China und Russland haben sich auf eine «Freundschaft ohne Grenzen» verständigt und arbeiten gemeinsam an der Revision jener internationalen Regeln und Normen, die für Europas Sicherheit und Wohlstand zentral sind.
Gleichzeitig erleben die Europäer Amerika unter Trumps Präsidentschaft nicht länger als verlässlichen Partner, sondern bestenfalls als unsicheren Kantonisten und schlimmstenfalls als strategischen Gegenspieler – von dem sie sicherheitspolitisch dennoch weiterhin zu großen Teilen abhängig sind. Trumps Denken hat imperiale Anklänge. Er will die US-Einflusszone in Nord- und Südamerika konsolidieren und ausweiten – von dem angestrebten «Kauf» Grönlands bis hin zu Äußerungen über Kanada oder den Panamakanal. Sein tief sitzender Groll gegen die EU speist sich aus wirtschaftlichen wie ideologischen Motiven. Die europäischen Verbündeten betrachtet er nicht als Verstärker amerikanischer Macht. Im Krieg gegen die Ukraine hat er immer wieder die Seiten gewechselt. Noch ist unklar, wie umfassend die USA ihre sicherheitspolitische Rolle in Europa neu definieren werden. Aber Trump ist nicht die Ausnahme, sondern die Bestätigung eines Trends, der sich schon vor seiner Wiederwahl abgezeichnet hat: Europäische Sicherheit hat für das Weiße Haus keine Priorität mehr.
Diese geopolitischen Spannungen haben sich über Jahre aufgebaut. Erst mit dem russischen Angriffskrieg wurde vielen in Europa bewusst, wie zerbrechlich ihre Sicherheit tatsächlich ist. Ausblenden lässt sich das Thema nicht mehr. Von Lissabon bis Vilnius ringen Regierungen mit alten Gewissheiten und sind gezwungen, neue Antworten zu finden. Die Rückkehr des Krieges, der Schulterschluss autoritärer Mächte und der wachsende Zweifel an der Verlässlichkeit des amerikanischen Schutzversprechens stellen das europäische Sicherheitsmodell grundlegend infrage.
Dieses Buch beginnt mit einer fiktiven Szene aus dem Jahr 2029. Eine Projektion dessen, was viele heute befürchten: ein Worst Case. Sie beschreibt eine zugespitzte, aber plausible Folge realer Entwicklungen – die Möglichkeit einer militärischen Eskalation an der NATO-Ostflanke, in einer Zeit, in der Europa politisch gespalten und strategisch überfordert ist und die USA sich weitgehend aus ihrer Rolle als sicherheitspolitische Schutzmacht zurückgezogen haben.
Es ist kein Szenario, das eintreten muss. Eine militärische Eskalation zwischen Russland und der NATO ist keine zwangsläufige Entwicklung. Welche strategischen Entscheidungen der Kreml in den kommenden Monaten oder Jahren trifft, ist offen – und hängt auch von europäischem Handeln ab. Doch ebenso wenig lässt sich dieses Szenario sicher ausschließen. Und genau deshalb muss man es ernst nehmen: nicht, um Angst zu schüren, sondern um zu verstehen, welche Entscheidungen, Versäumnisse und Entwicklungen uns in eine solche Lage bringen könnten – und was wir heute tun können, um genau das zu verhindern.
In den folgenden Kapiteln geht es darum, wie sich die neue Bedrohungslage für Europa konkret darstellt: Was treibt Russland in der Ukraine an – und wie real ist die Gefahr, dass sich der Krieg auf EU- oder NATO-Gebiet ausweitet? Welche Rolle spielt China, das wirtschaftlich eng mit Europa verflochten ist, sicherheitspolitisch aber zunehmend konfrontativ auftritt? Und was bedeutet es für die Europäer, wenn sie sich möglicherweise mit weniger oder sogar ganz ohne die Unterstützung der USA verteidigen müssen?
Die europäischen Staaten sind nur gemeinsam in der Lage, sich in dieser neuen Situation behaupten zu können. Und doch steht zu befürchten, dass der äußere Druck sie eher spaltet als eint. Warum haben Versuche, die Sicherheit und die Verteidigung Europas eigenständiger zu organisieren, trotz jahrzehntelanger Debatten und Initiativen bislang so wenig Wirkung entfaltet – und was muss sich ändern, damit das künftig gelingt?
Dieses Buch sucht darauf Antworten. Es zeigt, in welchen Bereichen der Nachholbedarf am größten ist – von militärischen Fähigkeiten über industrielle Kapazitäten bis zur nuklearen Abschreckung und zivilen Resilienz. Und es skizziert, wie sich Europas Verteidigung künftig organisieren ließe: im Zusammenspiel von NATO, EU und kleineren Koalitionen von Staaten, die bereit sind, gemeinsam mehr Verantwortung zu übernehmen. Deutschland spielt dabei eine Schlüsselrolle.
Der Krieg ist zurück in Europa – und die Frage, wer Europa verteidigt, ist keine theoretische mehr.

					I. Russland und die Rückkehr des Krieges

				Wenige Tage vor Weihnachten 2021 saß ich mit einem amerikanischen Diplomaten im Foyer des Berliner Hotels Adlon, das sich wegen seiner Nähe zur US-Botschaft und zu meinem Büro als Treffpunkt anbot. Wir kannten einander gut und tauschten uns regelmäßig aus. Diesmal war er es, der um das Gespräch gebeten hatte. Er kam schnell zur Sache: Die US-Regierung gehe fest davon aus, dass Russland einen groß angelegten Angriff auf die Ukraine plane. Alle relevanten Informationen seien den deutschen Stellen mitgeteilt worden. Er verstehe nicht, warum die Bundesregierung nicht alarmierter reagiere.
Ich erklärte ihm, dass die Hinweise durchaus zur Kenntnis genommen würden, man in Berlin meinem Eindruck nach aber zu einer anderen Lageeinschätzung gelangt sei. Die vorherrschende Annahme sei, dass Präsident Putin bluffe, um den Westen unter Druck zu setzen, aber er letztlich keinen Krieg führen wolle.
Er sah mich einen Moment lang schweigend an und sagte dann nur: «Das ist unmöglich.»

					
						«Wir taten uns schwer, das zu glauben»

					
					Bereits im Herbst 2021 beobachteten amerikanische Nachrichtendienste über Wochen hinweg, wie Russland erneut kampfbereite Truppenverbände an die ukrainische Grenze, nach Belarus und auf die Krim verlegte. Schon im März und April 2021 hatte ein ähnlicher Aufmarsch die Sorge vor einer Invasion geschürt. Damals erklärte Moskau die Verlegung als große Militärübung; die Einheiten zogen sich später wieder zurück.

					Nun aber ließen Aufstellung, Bereitstellung und Aufmarsch der Kräfte aus Sicht der Dienste kaum Zweifel an einem bevorstehenden Angriff zu. Auf der Grundlage dieser Einschätzung kam die amerikanische Regierung unter Präsident Joe Biden bereits im Oktober 2021 zu der Überzeugung, dass der Kreml eine groß angelegte Invasion plante, die aus mehreren Richtungen erfolgen sollte.

					In einem ungewöhnlichen Schritt entschied sich das Weiße Haus, einige der nachrichtendienstlichen Erkenntnisse gezielt öffentlich zu machen. Die Sorge war groß, Russland könne einen angeblichen ukrainischen Angriff inszenieren – etwa durch eine vorgetäuschte Operation unter falscher Flagge – und als Vorwand nutzen, um einen Einmarsch in das Nachbarland zu rechtfertigen. Indem die US-Regierung russische Absichten frühzeitig offenlegte, hoffte sie, einen Krieg noch verhindern zu können. Am 3. Dezember 2021 berichtete die «Washington Post», dass amerikanische Stellen mit einer großen Offensive bereits Anfang 2022 rechneten – mit bis zu 175000 Soldaten an mehreren Frontabschnitten.[1]

					Die Biden-Regierung suchte den Schulterschluss mit den europäischen Verbündeten. In den Wintermonaten intensivierten amerikanische Regierungsvertreter den Austausch mit europäischen Entscheidungsträgern – und eben auch mit Thinktankern wie mir.

					Doch nur in Großbritannien und in den baltischen Staaten teilte man vollumfänglich die Einschätzung Washingtons. Die Mehrheit der außenpolitischen Regierungsvertreter und Experten, besonders im Westen Europas, blieb skeptisch. Bundeskanzler Olaf Scholz und Frankreichs Präsident Emmanuel Macron setzten auf Diplomatie und hofften, durch Dialog und eine Wiederbelebung des Normandie-Formats (eine 2014 entstandene Kontaktgruppe aus Regierungsvertretern Deutschlands, Frankreichs, Russlands und der Ukraine) einen Interessenausgleich mit Moskau erreichen zu können.

					In Berlin galt ein großflächiger Angriff als so unwahrscheinlich, dass die Bundesregierung – gemeinsam mit einer Reihe anderer Staaten – lange dem SACEUR (Supreme Allied Commander Europe), also dem militärischen Oberbefehlshaber der NATO in Europa, die Zustimmung verweigerte, mit der Notfallplanung für den Fall eines Angriffs auf das Bündnisgebiet zu beginnen. Dahinter stand der Versuch, gegenüber Russland «gesprächsfähig» zu bleiben. Ich erinnere mich noch gut an eine Unterhaltung mit einem ranghohen deutschen Diplomaten, zwei Wochen vor Kriegsbeginn, in seinem Büro im Auswärtigen Amt. Mit großer Selbstsicherheit erklärte er mir, Russland werde nicht in die Ukraine einmarschieren.

					Der damalige EU-Außenbeauftragte Josep Borrell räumte später ein, wie sehr er und andere sich verschätzt hatten. In einer Rede vor den EU-Botschaftern sagte er im Oktober 2022: «Wir glaubten damals nicht, dass wirklich ein Krieg bevorstand. Ich muss anerkennen: Hier in Brüssel haben uns die Amerikaner immer wieder gesagt: ‹Sie werden angreifen, sie werden angreifen› – aber wir taten uns schwer, das zu glauben.»[2]

					Am 17. Dezember 2021 veröffentlichte das russische Außenministerium zwei Forderungskataloge in Form bereits ausformulierter Vertragsentwürfe über Sicherheitsgarantien für Russland – einen adressiert an die US-Regierung, einen an die Führung der NATO. Der Kreml verlangte darin unter anderem einen verbindlichen Verzicht auf jede weitere Öffnung des NATO-Bündnisses für neue Mitglieder. Zudem forderte er den Rückzug von Truppen und militärischer Infrastruktur der NATO aus den mittelosteuropäischen Mitgliedstaaten – zurück auf den Stand vom 27. Mai 1997, also vor dem Beitritt Polens, Tschechiens und Ungarns im Jahr 1999 sowie weiterer sieben Staaten im Jahr 2004. Die östlichen NATO-Staaten sollten künftig als militärische Pufferzone fungieren, wodurch sie dem politischen und militärischen Druck aus Moskau weitgehend schutzlos ausgesetzt gewesen wären.

					Darüber hinaus verlangte der Kreml den Abzug amerikanischer, landgestützter Nuklearwaffen, die von Europa aus russisches Territorium erreichen könnten – während das russische Nukleararsenal, das sich gegen die europäischen NATO-Staaten richtet, unangetastet bleiben sollte. Damit wäre NATO-Europa vom Schutz der «erweiterten nuklearen Abschreckung» der USA abgekoppelt worden, und die Bedrohung durch atomare russische Kurz- und Mittelstreckensysteme hätte sich verschärft.

					De facto zielten die fertig ausformulierten Vertragsentwürfe darauf, die NATO-Osterweiterung zumindest militärisch rückgängig zu machen und die nach der Auflösung der Sowjetunion entstandene europäische Sicherheitsarchitektur rückabzuwickeln. Die Forderungen waren so weitreichend – und für die NATO-Staaten, allen voran in Mittel- und Osteuropa, so inakzeptabel –, dass viele sie als Teil einer Strategie des maximalen Drucks interpretierten. Man vermutete, Putins eigentliches Ziel sei es, politische Zugeständnisse im Donbass und bei der Stationierung westlicher Waffensysteme und Truppen in Europa zu erzwingen.

					Viele Europäer konnten sich nicht vorstellen, wie ein offener Krieg russischen Interessen dienen sollte. Auf der jährlich in Tallinn stattfindenden Lennart-Meri-Konferenz sagte Thomas Bagger, der im Februar 2022 außenpolitischer Berater von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier war und später Staatssekretär im Auswärtigen Amt wurde, im Mai 2023 rückblickend selbstkritisch: «Wir hatten unsere eigene Vorstellung ökonomischer Rationalität auf den Gegner projiziert … Die meisten von uns hielten einen solchen Krieg für selbstmörderisch, auch für das russische Wirtschaftsmodell. Und doch geschah er.»[3]

					Auch in Moskau selbst wurden Putins Forderungen von den meisten als Eröffnungsangebot für Verhandlungen wahrgenommen – und nicht als Ultimatum. Wenngleich sich die russischen Eliten später hinter Putin versammelten, sah vor Februar 2022 kaum jemand einen Sinn in einer Konfrontation, die Russland derart hohe Kosten aufbürden und die Beziehungen zum Westen irreparabel beschädigen würde. Selbst jene, die im Vorfeld einen konfrontativen antiwestlichen Kurs befürworteten, rechneten nicht mit einem offenen Krieg und wurden von den Ereignissen später völlig überrascht.[4]

					Zumal ein diplomatischer Prozess begann: Russland und die Vereinigten Staaten tauschten schriftliche Vorschläge aus. Zwar lehnte es die US-Regierung strikt ab, ein russisches Veto gegen jede zukünftige NATO-Erweiterung zu akzeptieren, sie zeigte sich jedoch offen für vertrauensbildende Maßnahmen und neue Gespräche – etwa über gegenseitige Einschränkungen bei militärischen Übungen, über Rüstungskontrolle im Bereich bodengestützter Kurz- und Mittelstreckenraketen und deren Trägersysteme sowie über nukleare Rüstungskontrolle, die «alle US- und russischen Nuklearwaffen» einschließen sollte.[5]

					Im Januar und Februar 2022 pendelten französische und deutsche Diplomaten im Normandie-Format mehrfach zwischen Moskau und Kyjiw. Auch der NATO-Russland-Rat traf sich im Januar 2022 in der Hoffnung, über Bilder und Signale des Entgegenkommens den russischen Einmarsch zu verhindern.[6]

					Zugleich signalisierten einige westliche NATO-Staaten ein stillschweigendes Einvernehmen, dass eine NATO-Mitgliedschaft der Ukraine zwar offiziell nicht vom Tisch, aber politisch nicht gewollt war beziehungsweise anstand. Schon Anfang Dezember 2021 hatte US-Präsident Biden Putin in einem Videogespräch zu verstehen gegeben, dass ein NATO-Beitritt der Ukraine auf absehbare Zeit nicht zu erwarten sei. Im Januar 2022 bekräftigte er dies offiziell im Gespräch mit Journalisten: Die Wahrscheinlichkeit, dass die Ukraine in naher Zukunft der NATO beitrete, sei nicht sehr hoch, da sie «in Bezug auf Demokratie und einige andere Dinge noch sehr viel Arbeit vor sich habe» und es fraglich sei, «ob die wichtigsten Verbündeten im Westen derzeit für einen Beitritt der Ukraine stimmen würden».[7] Auch Bundeskanzler Scholz bekräftigte diese Haltung während seines Besuchs in Moskau Mitte Februar 2022. In einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem russischen Präsidenten erklärte er damals öffentlich, die NATO-Mitgliedschaft der Ukraine stehe «nicht auf der Tagesordnung». Er ging sogar noch weiter: «Jeder weiß es ganz genau. Das ist kein Thema, das uns wahrscheinlich wieder in unseren Ämtern begegnen wird, solange wir sie ausüben.»[8]

					Russische Analysten kamen zu ähnlichen Einschätzungen.[9] Tatsächlich hatte es in den vierzehn Jahren nach dem Bukarest-Gipfel von 2008 – bei dem sich die Allianz auf die vage Formel einigte, dass die Ukraine und Georgien eines Tages «Mitglieder der NATO werden» – keinerlei konkrete Schritte in Richtung Mitgliedschaft gegeben, etwa in Form eines «Membership Action Plan», der bis dahin den Weg eines Beitrittsaspiranten definierte und daher als Vorentscheidung über eine Aufnahme galt. 2008 hatten Deutschland und Frankreich sich gegen einen weitergehenden Vorstoß des damaligen US-Präsidenten George W. Bush gestellt und konkretere Schritte hin zu einer NATO-Mitgliedschaft der Ukraine verhindert.

					Vielen europäischen Entscheidungsträgern wurde erst bewusst, wie sehr sie sich in Putins Absichten getäuscht hatten, als russische Truppen und Panzer im Morgengrauen des 24. Februar 2022 von drei Seiten die Grenze zur Ostukraine überquerten. Genau wie bei der Annexion der Krim 2014 hatten sie ein solches Szenario schlicht für unmöglich gehalten. Innerhalb von nur acht Jahren ließen sie sich zweimal fälschlicherweise von der Illusion leiten, das Kosten-Nutzen-Kalkül des Kremls verstanden zu haben.

					Die Irrtümer von damals dürfen heute nicht in die gegenteilige Gewissheit umschlagen, dass Russland nun zwangsläufig als Nächstes die NATO angreifen wird. Doch die Entwicklungen und Ereignisse des Winters 2021/22 mahnen zur Vorsicht. Europa darf nicht ein drittes Mal den Fehler machen, etwas auszuschließen, nur weil es nicht ins eigene Weltbild passt.
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